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Die Alternative für 
Deutschland
Eine gefährliche Kraft im gesellschaftlichen Wandel
Die Zeit des Ignorierens ist längst vorbei. Die „Alternative für Deutschland“ (AfD) hat sich als feste Größe in 
den deutschen Parlamenten sowie im Europaparlament verankert. Doch was ist sie? Ist sie eine Partei, die 
an die CDU vor Heiner Geißler und Angela Merkel anknüpfen will oder ist sie auf dem Weg, eine system-
sprengende Kraft zu werden, die das politische System grundsätzlich herausfordert? Oder ist sie vielleicht 
etwas Drittes? Offensichtlich ist, dass sie Ausdruck einer sich verändernden politischen Konstellation ist, in 
der sich Politikinteresse, Protestverhalten und Parteien neu ordnen.
Im Zentrum der wissenschaftlichen Debatte stehen Überlegungen, die die AfD als Phänomen der Mo-dernisierungsverlierer_innen oder als Ausdruck ei-
ner neuen gesellschaftlichen Spaltungslinie identifiziert, 
die auf den tiefgreifenden Konflikt zwischen Kosmopo-
litismus contra Kommunitarismus zurückgehe. Im Hin-
blick auf die AfD-Anhängerschaft lässt sich der Zulauf 
zu dieser Partei vor allem so erklären: Erstens als Folge 
einer weit verbreiteten Verunsicherung, bei der sich die 
negativen Folgen der wirtschaftlichen und technologi-
schen Globalisierung sowie die Angst vor Fremden in ei-
ner diffusen Melange verbinden, die durch eine neue Po-
litik der Emotionalisierung beantwortet wird. Zweitens, 
indem die Partei diese emotionalisierte Herangehens-
weise an die reklamierten und zum Teil auch selbst ge-
nerierten Ängste dazu nutzt, um einen problematischen 
Rückzug auf die Interessen der deutschen Bevölkerung 
zu propagieren. Dabei wird die Europäische Union als 
Irrweg deklariert, dem die AfD ein nationalistisch auf-
geladenes Verständnis der Schutzmacht des nationalen 
Staates gegenübergestellt.
Der Erfolg der AfD – Schließung einer Lücke
Um welche Partei es sich bei der AfD wirklich han-
delt, ist gleichwohl sehr umstritten. So fällt die Antwort 
auf diese Frage auch in Abhängigkeit vom Zeitpunkt, 
den Themen und der regionalen Ausprägung der AfD 
unterschiedlich aus. Jedenfalls mangelt es nicht an un-
terschiedlichen Etiketten, die der AfD angeheftet wer-
den: Anti-Systempartei, liberal-konservative Partei der 
bürgerlichen Mitte, deutsch-nationale Patrioten, rechts-
extrem, rechtspopulistisch, fremdenfeindlich, autoritär, 
Anti-Establishment, Gegner der „Lügenpresse“, Partei 
der Modernisierungsverlierer_innen, Partei des Zorns, 
ein Chamäleon, die rechte Alternative zur Union oder 
gar anti-autoritär. Manche dieser Etiketten beansprucht 
sie selbst für sich. Rückblickend könnte man sagen, die 
Entwicklung der AfD als rechtspopulistische Erfolgs-
partei begann mit einem „Trick“. Sie gründete sich näm-
lich zunächst als konservativ-liberale Partei, in deren 
Zentrum euroskeptische Positionen standen. Zugleich 
bezog sie sich positiv auf die nationale Souveränität, die 
es aus Sicht der AfD zu fördern gelte. Damit war für den 
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Zusammenfassung Die AfD hat es binnen kurzer Zeit 
geschafft, in alle deutsche Landesparlamente einzuziehen sowie 
als Bundestags-Novizin die größte Oppositionsfraktion zu 
stellen. Gleichwohl bleibt sie mit ihren inneren Dynamiken, den 
Wandlungs- und Transformationsprozessen sowie der hetero-
genen Koalition von bewegungs- und parlamentsorientierten 
Kräften ein rätselhaftes Phänomen. Vor diesem Hintergrund 
beleuchtet der Beitrag die Entwicklung der Partei, ihr program-
matisches und parlamentarisches Profil sowie die Abgrenzung 
und Bezugnahme auf rechtsextreme Akteur_innen.
Schlüsselwörter Alternative für Deutschland, Parlamentari-
sierung, Rechtspopulismus
Eintritt einer neuen Partei in den Parteienwettbewerb 
die Hemmschwelle viel niedriger, als wenn sie von An-
fang an als rechtspopulistische Partei angetreten wäre. 
Dass Derartiges erfolgreich gelingt, setzt eine Lücke im 
politischen Angebot voraus, für die es eine Nachfrage 
gibt. Die Angebotslücke im deutschen Parteiensystem 
waren europakritische Positionen, die mit der Finanz- 
und Eurokrise auch eine deutliche Nachfrage in der Be-
völkerung fanden. Daneben ist aber auch ein Protest 
gegen den gesellschaftlichen und ökonomischen Status 
quo zu berücksichtigen (beispielsweise von Anhänger_
innen der Sarrazin-Debatten). Entscheidend für den Er-
folg waren schließlich Übertritte zur AfD von Politi-
ker_innen der etablierten Parteien (Decker 2016, S. 14).
Ein Effekt, den die AfD erzielte, ist vermutlich, dass 
sie die längst gespaltene deutsche Gesellschaft zwingt, 
sich intensiver mit sich selbst und Widersprüchen zu 
befassen. In manchen Themenbereichen versucht die 
AfD den Eindruck zu vermitteln, sie würde Repräsen-
tationslücken schließen und politische Alternativen an-
bieten. Auf jeden Fall profitiert die Partei einerseits von 
der neuen Ungeduld, dem neuen Zorn in Teilen der Ge-
sellschaft. Andererseits trägt sie selbst seit einigen Jah-
ren dazu bei, die Politikverdrossenen wieder im Kontext 
des politischen Systems zu mobilisieren, das Interesse 
an öffentlichen Diskursen anzuregen und die Wahlbe-
teiligung zu steigern. Zugleich wird durch ihre Präsenz 
und ihre Interventionen nicht nur der parlamentarische 
Parteienwettbewerb komplexer und das Ringen um 
Kompromisse schwieriger, sondern sie trägt mit ihren 
vermeintlichen Problemlösungsrezepten tatsächlich zu 
einer weiteren Spaltung der Gesellschaft bei.
Insofern ist die AfD einerseits Ausdruck gegenwärti-
ger, tiefer gesellschaftlicher Widersprüche und Übergän-
ge, womit sie an damit ausgelöste Unzufriedenheit und 
Benachteiligung in Teilen der Bevölkerung anknüpfen 
kann; andererseits erscheint sie durch ihre anti-pluralis-
tischen Versatzstücke immer wieder als systemsprengen-
des, demokratiegefährdendes Sammelbecken, das die 
verfassungsmäßigen Grundlagen des Systems mit reak-
tionären Inhalten (anti-egalitär, ethno-nationalistische 
Agenda, Anti-Gender, gegen kulturellen Pluralismus so-
wie universelle Menschen- und Grundrechte) und po-
pulistischen Praktiken zu torpedieren versucht. Die ihr 
eigene Ambivalenz besteht also darin, dass sie einerseits 
bestimmte Themen auf die Tagesordnung setzt, die bis-
her zu wenig öffentlich diskutiert oder von der etablier-
ten Politik gemieden wurden, und andererseits mit ihren 
Positionen die Axt an die Wurzeln der Demokratie legt.
Das programmatische Profil und innere Dynamiken
Ideologisch und programmatisch reiht sich die AfD 
in die Parteienfamilie des europäischen Rechtspopulis-
mus ein, dessen Hauptmerkmal einerseits die Anti-Es-
tablishment-Orientierung ist (z. B. durch die Forderung 
nach „mehr direkter Demokratie“), andererseits der 
Anspruch, den „wahren“ Willen eines homogenen Vol-
kes zu vertreten, verbunden mit der Abwehr von Ein-
wanderung und Integration, die als Ursprung der meis-
ten gesellschaftlichen Probleme gedeutet wird. Auf der 
wertebezogenen Agenda der AfD steht eine anti-egali-
täre, minderheitskritische, ethno-nationalistische Agen-
da, die sich gegen Feminismus, kulturellen Pluralismus 
sowie universelle Menschen- und Grundrechte positio-
niert. Hinzu kommen starke einzelne Positionen, wie die 
Konzentration auf den Vorrang deutscher Interessen, 
gekoppelt mit einer Abwertung oder gar Distanzierung 
von supranationalen Institutionen und von einer Poli-
tik des Multilateralismus. Innenpolitisch werden die öf-
fentlichen Medien als Feindbild stilisiert. Die sogenann-
te „Lügenpresse“ wird durch eine große Reichweite der 
Partei in sozialen Netzwerken umgangen, um eine un-
verfälschte Direktkommunikation mit der eigenen An-
hängerschaft und der Öffentlichkeit zu ermöglichen.
In der Familien- und Gesellschaftspolitik vertritt die 
Partei stark konservative Positionen, die im Großen und 
Ganzen innerparteilich akzeptiert sind. Auch wenn in 
Bezug auf das Thema Homosexualität innere Verwer-
fungen und Konflikte offensichtlich sind, konnten die-
se Dissonanzen bislang meist intern wegmoderiert wer-
den. Dagegen sind solche Konflikte in der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik für die Partei existenzieller, was sich 
an den divergenten Akzenten in der Rentenpolitik zeigt, 
wo sich neoliberale und sozial-populistische Positionen 
unversöhnlich gegenüberstehen. Der AfD ist es bisher 
nicht gelungen, die unterschiedlichen Konzepte partei-
öffentlich zu diskutieren und sich auf ein Konzept zu 
verständigen. Weniger stark polarisiert scheinen erste 
Suchbewegungen in der Arbeitsmarktpolitik zu sein, wo 
Forderungen nach Leistungsverbesserungen für betrof-
fene Gruppen gestellt wurden.
Um die AfD zu verstehen, ist es wichtig, die sie tragen-
de Koalition zwischen dem parlamentsorientierten und 
dem bewegungsorientierten Flügel zu analysieren. Den 
„Parlamentsorientierten“, die durchaus den gegebenen 
verfassungsrechtlichen Rahmen achten, geht es darum, 
sich dauerhaft als konservative Kraft jenseits der CDU 
zu etablieren, die perspektivisch regierungsfähig wer-
den soll. Um dieses Ziel zu erreichen, will man die Un-
zufriedenen ansprechen. Die „Bewegungsorientierten“ 
in der AfD sind von der Idee der sozialen Bewegung ge-
prägt. Sie wollen nicht koalitionsfähig werden, sondern 
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ihr Erpressungspotenzial ausspielen, um die Richtung 
des Parteienwettbewerbs zu beeinflussen und haben ein 
eher taktisches Verhältnis zur pluralistischen Demokra-
tie. Sie sehen sich als Sprachrohr rechter Vororganisa-
tionen und versuchen, ihre eigene Anhängerschaft auf 
der Straße und insbesondere im Netz zu mobilisieren. 
Diesem Idealtyp am nächsten kommt die thüringische 
Landtagsfraktion rund um ihren Fraktionsvorsitzenden 
Björn Höcke, der als eine der Gallionsfiguren der Neuen 
Rechten regelmäßig eigene AfD-Demonstrationen ver-
anstaltet oder als Redner an ihnen teilnimmt.
Die Entwicklung der AfD ist eine Geschichte der Me-
tamorphosen. Diese Wandlungs- und Transformations-
prozesse betreffen ihre Wähler_innen, ihre Mitglieder 
und ihre Mandatsträger_innen. Dabei bestehen zwi-
schen den Gruppen durchaus Ungleichzeitigkeiten und 
Inkompatibilitäten. So sind die neoliberalen Eurokri-
tiker_innen der ersten Stunde mittlerweile meist von 
Bord gegangen (bzw. gegangen worden) oder aber sie 
haben sich den inhaltlichen Metamorphosen der AfD 
angepasst und sich sogar an deren Spitze gestellt. Bei 
allen kleinteiligen Verschiebungen, von permanenten 
Konflikten zwischen den Strömungen gekennzeichnet, 
sind zwei grundlegende Phasen erkennbar (Schroeder/
Weßels 2019, 23f.):
• In der ersten Phase, die durch neoliberale Eurokriti-
ker_innen geprägt war, dominierte ein Abgrenzungs-
kurs der Parteispitze gegenüber rechtsextremen Posi-
tionen. Das Leitbild dieser Phase bestand darin, die 
eigenen Positionen stark genug zu machen, um CDU 
und FDP in ihrem bürgerlichen Alleinvertretungsan-
spruch herauszufordern und sich selbst als dritte Kraft 
in dieser Konstellation zu etablieren.
• In der zweiten Phase, die seit etwa 2015 andauert, gibt 
es eine Pattposition zwischen parlamentsorientierten 
Kritiker_innen des Status quo und den bewegungsori-
entierten Aktivist_innen, die das Parteiensystem und 
das politische System insgesamt transformieren wol-
len. Mit dem Einzug in den Bundestag ist insofern 
ein neues Kapitel der AfD-Entwicklung aufgeschlagen 
worden, weil es nunmehr ein klar definiertes Kraft- 
und Steuerungszentrum der Partei gibt, das die meis-
ten Ressourcen hat und die öffentliche Aufmerksam-
keit auf sich zieht.
Abgrenzung und Bezugnahme auf rechtsextreme 
Akteur_innen
Rechtsextreme Kräfte haben sich von Anfang an auf 
die AfD bezogen, haben versucht, sie zu unterwandern 
und für ihre Ziele zu instrumentalisieren. Da alle rech-
ten Bewegungen und Parteien in Deutschland bislang 
an einer unzureichenden Abgrenzung zu rechtsextremen 
Denk- und Handlungsmustern, Netzwerken und Perso-
nen scheitern, haben die Parlamentsorientierten durch-
aus daran gearbeitet, eine harte Brandmauer aufzubau-
en. Allerdings sind die Übergänge zwischen diffusen 
Unzufriedenheiten, rechtskonservativen, rechtspopulis-
tischen und rechtsextremen Positionen fließend. Über 
den Umgang mit rechtsextremen Tendenzen gab es von 
Anfang an erbitterte Kontroversen im Bundesvorstand 
und den einzelnen Landesverbänden.
Mit der Radikalisierung der AfD ist auch der Verfas-
sungsschutz auf den Plan gerufen, der im Januar 2019 
die gesamte Partei zum „Prüffall“ erklärte und einzelne 
Teile, wie die Bundesjugendorganisation „Junge Alter-
native“ und den rechts stehenden „Flügel“, zum „Ver-
dachtsfall“ erklärte. Aus Sicht des „Flügels“ sollte die 
„Verfassungsschutzkeule  (…) die vorgeblich ‚radika-
len‘ Kräfte in der Partei schocken und die ‚gemäßigten‘ 
Kräfte locken“ (Höcke 2019). An anderer Stelle heißt es 
bei Björn Höcke: „Die Bedrohung mittels Beobachtung 
durch den Verfassungsschutz stellt (…) eine unzulässi-
ge, freiheits- und demokratiefeindliche Instrumentalisie-
rung einer staatlichen Behörde zwecks Niederhaltung 
einer parteipolitischen Opposition dar. Und dennoch 
wittern manche Teile in der AfD die große Chance auf 
eine ‚Bereinigung‘ von ungeliebten, patriotischen Kräf-
ten und begehen die Todsünde des ‚Feindzeugen‘: Sie 
belasten eigene Parteikollegen und -gruppierungen mit 
zumeist völlig unhaltbaren ‚Extremismus‘-Vorwürfen.“ 
(Höcke 2019).
Die AfD-Führung befürchtet, dass mit den Einlassun-
gen des Verfassungsschutzes nicht nur die Spaltung der 
eigenen Partei befördert werden könne, sondern auch 
negative Konsequenzen bei einem Teil der Wählerschaft 
sowie bei Spender_innen folgen könnten. Durch eigene 
juristische und organisatorische Gegenstrategien ver-
sucht man, die Aktivitäten des Verfassungsschutzes in 
die Schranken zu weisen. Ob die AfD diese neue in-
nerparteiliche Konfliktsituation aufzulösen vermag, 
wird davon abhängen, ob es zu einer De-Radikalisie-
rung oder zu einer weiteren Radikalisierung in der AfD 
kommt. Da die radikaleren Kräfte geschlossener, offen-
siver und lautstärker auftreten, wird viel davon abhän-
gen, wie opportunistisch, politik- und leidensfähig die 
gemäßigteren Kräfte sind.
Parlamentarisierung: Landtage, Europaparlament 
und Bundestag
Die AfD ist mittlerweile in vielen kommunalen Parla-
menten, in allen Landtagen, im Europaparlament und 
im Bundestag angekommen. Beim Blick auf die regi-
onale Verteilung der Wahlerfolge zeigt sich, dass die-
se keinesfalls gleichmäßig ausfallen: Auffallend sind 
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schwache Wahlergebnisse in den norddeutschen Län-
dern, starke Wahlergebnisse im Süden und nahezu über-
ragende Wahlergebnisse im Osten. Bei den Bundestags-
wahlen 2017 und bei den Europawahlen 2019 erreichte 
die sächsische AfD sogar das stärkste Ergebnis aller Par-
teien. Im Zuge dieser Parlamentarisierung veränderten 
sich auch das programmatische Profil und die Wähler-
schaft – letztere vor allem durch massive Zugewinne aus 
dem Lager der Nichtwähler_innen. Konnte die AfD in 
den ersten Wahlen verstärkt unzufriedene Wähler_innen 
der CDU, FDP, der Linkspartei und der SPD gewinnen, 
so spielte dieses Potenzial bei den Bundestagswahlen 
2017 nur noch eine untergeordnete Rolle. Es sind nun-
mehr die vorherigen Nichtwähler_innen, die die Wahl-
erfolge der AfD maßgeblich ermöglichten.
Auffallend ist allerdings, dass es die AfD nach Frauke 
Petrys Austritt im Bundestag geschafft hat, die Fraktion 
so zusammenzuhalten, wie es ihr auf anderen parlamen-
tarischen Ebenen bislang nicht gelungen ist. Ursächlich 
dafür könnte der massive äußere Druck sein, der inne-
re Schließungsprozesse erleichtert oder sogar erzwingt. 
Ob die erreichte innere Integration auch das Ergebnis 
eines effizienten innerfraktionellen Managements von 
Konflikten ist, bedarf der empirischen Analyse. Förder-
lich für die innerfraktionelle Steuerung ist sicherlich, 
dass die Mehrheit der Abgeordneten nicht nur Bundes-
tagsneulinge sind, sondern kaum oder gar keine par-
lamentarische Erfahrung mitbringen. Bislang gelang es 
der AfD im Bundestag, sich formell zu etablieren, ohne 
sich dabei gänzlich anpassen zu müssen. Die Fraktion 
wurde durch das Parlament bisher weder weichgeschlif-
fen noch zeichnet sie sich durch massive innerfraktio-
nelle Konflikte aus. Doch das sind nur oberflächliche 
Aufnahmen, die den Blick in die Tiefen der inneren Kon-
flikte, Verwerfungen und Härten aussparen.
Kennzeichnend für die AfD ist ein aggressiver und kon-
frontativer Stil, der aus der Sicht anderer Fraktionen 
und Beobachter_innen in den meisten Parlamenten ei-
nen Klimawandel bewirkt. Häufig werde das Plenum 
von Vertreter_innen der AfD als Bühne benutzt, wäh-
rend die Beiträge der AfD in der Arena des Arbeitspar-
laments eher wenig wahrnehmbar sind und kaum durch 
inhaltliche Kompetenz auffallen. An diesem Bild ändert 
sich auch dann nur wenig, wenn man Beobachtungen 
berücksichtigt, die in einzelnen Ausschüssen des Bun-
destages aktivere und kompetentere Vertreter_innen 
identifizieren als auf der Ebene der Landtagsausschüs-
se. Doch auch wenn die Positionen von AfD-Abgeord-
neten keinesfalls alle durch einen strukturierten, ideo-
logisch klar profilierten Filter laufen, verstehen sie ihre 
Partei gleichwohl mehrheitlich als die einzige echte Op-
positionspartei.
Im ersten Jahr ihrer Zugehörigkeit zum deutschen 
Bundestag (bis 01.10.2018) hat die AfD sieben Geset-
zesentwürfe eingereicht und etwa 317 Kleine und drei 
Große Anfragen gestellt sowie drei Aktuelle Stunden 
einberufen (Wintermeyer 2018). Im Vergleich zu den 
anderen Oppositionsparteien sticht sie damit nicht als 
übermäßig aktive Kraft heraus. Nach wie vor zielt die 
inhaltliche Fokussierung auf die Kernthemen Migrati-
on, Integration, Asyl, Innere Sicherheit und Ordnung. 
Wir vertreten daher die These, dass die AfD die jewei-
ligen Instrumente im Sinne einer fundamentaloppositi-
onellen Politik einsetzt, die darauf abzielt, die Öffent-
lichkeit und vor allem eigene Anhänger_innen für das 
spezifische Kritikprofil der AfD zu sensibilisieren. Man 
kann auch von einer „Erpressungspartei“ sprechen, die 
populistisch die anderen Parteien vor sich hertreiben 
will.
Das Kerngeschäft der AfD sind gezielte Konfronta-
tionen, die durch die intelligente Nutzung von Social 
Media verstärkt werden. Mit zugespitzten Aussagen, 
die häufig die anderen Parteien düpieren sollen, unter-
streicht sie, dass für sie die Praxis der Polarisierung ein 
wesentliches Instrument der politischen Auseinander-
setzung ist. Polarisiert wird teilweise nur, um Debatten 
für die Sozialen Netzwerke zu produzieren. Mit ihrer 
Skandalisierungs- und Provokationsstrategie gelingt es 
der AfD, die Mechanismen der Aufmerksamkeitsökono-
mie professionell zu nutzen. Bislang gelang es der AfD 
jedoch in kaum einem Parlament, andere Fraktionen für 
ihre Ideen zu gewinnen oder den professionellen Par-
lamentsbetrieb nachhaltig zu stören. Nur in Sachsen-
Anhalt konnte sie einige Stimmen aus dem Lager der 
regierenden CDU gewinnen, um einen Untersuchungs-
ausschuss gegen Linksextremismus durchzusetzen.
Während die Wählerschaft der AfD zu einem nicht un-
erheblichen Teil aus der Arbeiter_innenschaft kommt, 
liegt der Anteil der ehemaligen Arbeiter_innen in der 
AfD-Bundestagsfraktion bei null Prozent. Dagegen liegt 
der Anteil an Akademiker_innen bei 44 %. Kurz hinter 
den Grünen haben sie mit knapp 22 % auch die zweit-
höchste Promovend_innenquote im Deutschen Bun-
destag. Im Kampf gegen das Establishment hat sich in 
der AfD eine eloquente und kommunikationsstarke Eli-
te herausgebildet, die von Journalist_innen, Rechtsan-
wält_innen, Wissenschaftler_innen und Selbstständigen 
getragen wird.
Beobachter wie Bernd Gäbler gehen sogar so weit, 
von einer „Partei von Journalisten“ zu sprechen (Gäb-
ler 2017, S. 13). Neben den Journalist_innen sind es die 
ausgebildeten Jurist_innen, die für die AfD nicht nur 
quantitativ wichtig sind, sondern auch, um eigenwillige 
Rechtsinterpretationen zu entwickeln und zu kommu-
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nizieren. Sie tragen außerdem dazu bei, das Image einer 
Law-and-Order-Partei zu bedienen. In den Reihen der 
AfD-Bundestagsfraktion befinden sich vier verbeamte-
te Richter und Staatsanwälte sowie sechs freiberufliche 
Richter und Notare – das sind knapp elf Prozent aller 
Abgeordnetenmandate der AfD. Zum Law-and-Order-
Bereich gehören auch die Polizist_innen und Soldat_in-
nen, auf die bereits hingewiesen wurde. Laut AfD sol-
len sich unter den gegenwärtig rund 35.000 Mitgliedern 
etwa 2100 Berufssoldat_innen befinden. Zur AfD-Bun-
destagsfraktion gehörten 2019 elf frühere Berufs- und 
Zeitsoldat_innen.
Unter den AfD-Mandatsträger_innen finden sich zu-
dem überproportional viele Selbstständige und freibe-
ruflich Tätige. Zusammengenommen liegt ihr Anteil 
bei etwas mehr als 41 % aller AfD-Bundestagsabge-
ordneten. Rund die Hälfte der AfD-Parlamentarier_in-
nen war zu einem früheren Zeitpunkt bereits Mitglied 
in (mindestens) einer anderen Partei (Rütters 2019). In 
der Literatur ist der Standpunkt verbreitet, die AfD zie-
he diejenigen an, die von der christdemokratischen Re-
gierungspolitik unter Merkel enttäuscht seien und die 
sich ein entschieden konservativeres politisches Profil 
wünschten. Wobei sich diese Enttäuschung keineswegs 
alleine auf inhaltliche Positionen beziehe, sondern viel-
fach auch darin begründet liege, dass die Enttäuschten 
in ihren ehemaligen Parteien kaum Karriereperspekti-
ven hatten. Diese Argumentation stützen einige Fakten 
aus unserer Untersuchung (vgl. Schroeder et al. 2017): 
Annähernd die Hälfte (46,3 %) der zuvor einer ande-
ren Partei angehörenden AfD-Abgeordneten entfallen 
auf die CDU. An zweiter Stelle liegt die FDP (12,2 %).
Fazit
Das Rätsel der AfD besteht darin, dass sie die erfolg-
reichste neu gegründete Partei im Hinblick auf schnel-
le und nachhaltige Beeinflussung der öffentlichen De-
batten und Wahlerfolge ist, obwohl es über Jahrzehnte 
hinweg für unwahrscheinlich gehalten wurde, dass sich 
eine rechtspopulistische Partei dauerhaft im deutschen 
Parteiensystem verankern könne. Der Erfolg der AfD ist 
kein Selbstläufer. Schon die heterogene Koalition von 
bewegungs- und parlamentsorientierten Kräften mit ih-
ren zuweilen widersprüchlichen Haltungen und Zielen 
bringt diese Partei ein ums andere Mal in existenziel-
le Krisen. Weiterhin offen ist insofern, ob es die AfD 
schafft, die Breite ihrer Wähler_innenbasis zu erhalten 
oder ob sie in den Fängen des Rechtsextremismus er-
stickt und damit dem „Schicksal“ aller anderen Rechts-
außenparteien in Deutschland folgt.   s
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